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Wahlsieger Biedenkopf (am 19. September im sächsischen Landtag): „Wir werden immer weniger und immer älter“ 
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„Eine kopernikanische Wende“
Sachsens Ministerpräsident Kurt Biedenkopf (CDU) über den Reformstau der rot-grünen

Bundesregierung, das Rentenchaos und die Vergreisung der Gesellschaft
erpräsident Biedenkopf*: „Know-how auftanken
SPIEGEL: Herr Ministerpräsident, kaum ein
Politiker genießt in den Umfragen ein so
hohes Ansehen wie Sie. Machen Sie bes-
sere PR als die Bundesregierung?
Biedenkopf: Die Niederlagen, die die sozi-
aldemokratische Partei in den letzten
Wahlen erleiden musste, sind nicht das Er-
gebnis einer unzureichenden Vermittlung
der rot-grünen Regierungsarbeit, wie es
immer heißt. Sie sind auch nicht,
was gern behauptet wird, die Folge
des Sparkurses. Sie sind einzig und
allein die Folge des Eindrucks, den
die Regierung Schröder im ersten
Jahr gemacht hat, einen Eindruck
der Ziellosigkeit,Widersprüchlich-
keit und Inkompetenz.
SPIEGEL: Ein Kanzler Kurt Bieden-
kopf hätte alles besser gemacht?
Biedenkopf: Ich bin nicht der Kanz-
ler. Aber man hätte es anders ma-
chen können. Der erste Fehler war,
soziale Wohltaten zu verteilen,
ohne genau zu wissen, wie viel
Geld in der Kasse ist. Der zweite

* Mit Jerry Sanders, Chef des Chipherstel-
lers AMD, bei einer symbolischen Schlüssel-
übergabe am Mittwoch vergangener Woche
in Dresden. Minist
Fehler, genauso gravierend: Die Regierung
hat versäumt, die voraussichtliche Ent-
wicklung der nächsten fünf bis zehn Jahre
vorzuzeichnen. Dabei wäre eine solche
perspektivische Betrachtung ein Leichtes
gewesen. Die Fakten sind doch allen be-
kannt, sowohl bei der Entwicklung der Be-
völkerungszahlen als auch des Arbeits-
marktes.
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SPIEGEL: Vielleicht wollen die Leute nicht
unbedingt akademische Ansätze?
Biedenkopf: Deswegen hätte ich versucht,
auf dieser Grundlage mit der deutschen
Bevölkerung in ein Gespräch einzutreten
über das, was wir nun gemeinsam tun müs-
sen, um vor dem Hintergrund dieser mehr
oder weniger unbeeinflussbaren Entwick-
lungslinien für das Land das Beste heraus-

zuholen. Ich mache das seit 1990
im Mikrokosmos Sachsen. Und es
funktioniert hervorragend.
SPIEGEL: Womit konfrontieren Sie
Ihre Wähler demnächst?
Biedenkopf: An die Jahrtausend-
wende haben sich die Leute ge-
wöhnt, aber vor uns liegt ein Para-
digmenwechsel, das wird eine ko-
pernikanische Wende, jedenfalls für
den abendländischen Teil der Welt.
Die Dramatik ist überhaupt noch
nicht begriffen: Die Weltbevölke-
rung explodiert, aber der Teil, der
durch die Aufklärung geprägt ist,
der implodiert. Wir werden in Eu-
ropa immer weniger und immer 
älter. Was dieser Prozess für 
die nächsten 30 Jahre bedeutet,
wissen wir nicht. Für ein Land wie“ 
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Kommentar
Der Kohl-König
RUDOLF AUGSTEIN
Ja, es gibt ihn leibhaftig, den Kohl-
könig. Jedes Jahr wird dieser Eh-
rentitel von der Stadt Oldenburg

an den Spitzenpolitiker verliehen, der
am meisten Grünkohl verdrücken
kann. Königspflichten scheinen dem-
nach mit einem hohen Amt nicht im-
mer verbunden zu sein.

Die Krönung des Ex-Kanzlers Hel-
mut Kohl erfolgt nun erst, gewisser-
maßen posthum. In ganz Deutschland,
und auch im Oldenburger Land, hört
man es raunen: „Das hätte es unter
Kanzler Kohl nicht gegeben!“

„Das hätte es unter Kaiser Wilhelm
nicht gegeben“, steht uns aus Weimarer
Zeiten noch vor Augen: Da spricht die
Sehnsucht nach einem Gestern, das es
gar nicht oder so nicht gegeben hat.

Kohls Popularität steigt in dem
Maße, wie die des neuen Kanzlers
sinkt. Dies ist die wahre Krönung eines
langen politischen Lebensweges. Die
sonst eher negative Fülle seines Ge-
wichts hat sich speziell auf Gerhard
Schröder und seinen Nato-Minister
Joschka Fischer erdrückend niederge-
schlagen.

Es waren nicht allein Kohls Taten
oder auch Nicht-Taten, die Gerhard
Schröder und dessen Versprechungen
in einsame Gipfelzonen getragen ha-
ben. Da war auch ohne Zweifel eine
gewisse Kohl-Müdigkeit, die Schröders
und Fischers Parteien zu einem „Wahl-
sieg ohne Wahl“ emporhob.

Den zu hohen Wahlsieg verdankt
Schröder seiner die Wähler blen-
denden Rhetorik, mit der er gerade 
das ins Spiel brachte, wogegen auch
heute noch kein Kohl und kein 
Kraut gewachsen ist: die Arbeitslosig-
keit.

Man mag das Wählertäuschung nen-
nen, wie sie auch andernorts im
Schwange ist.Aber der Täuschung darf
nicht auf dem Fuße die Enttäuschung
folgen.

Die Besserwisser stehen auf dem
Standpunkt, Kohl hätte seine letzte Le-
gislaturperiode gar nicht erst antreten
dürfen.

Nie wollen sie den Menschen so neh-
men, wie er ist. Einen Riesen wie Hel-
mut Kohl, der mit Brachialgewalt ge-
hindert werden muss, einem Eierwerfer
an den Kragen zu gehen, kann man
nicht beeinflussen, wenn er es „noch
d e r  s p i e g e
einmal wissen“ will. Seine letzte Nie-
derlage steckte er genauso weg, wie 
er es noch bei jeder Niederlage getan
hatte.

So kam Schröder zu seinem Rot-
Grün-Bündnis wie die Jungfrau zum
Kind. Bescheiden schmunzelnd hielt
Kohl sich zurück und gibt seinem Tri-
umph keinen Ausdruck.

Nun hat er noch seine Nachfolger
ausgesessen.

Hätten die Grünen ihre Rolle als
Nicht- und Antipartei, die ihnen Stim-
men einbrachte, allmählich ändern wol-
len, so hätte der Joschka Fischer, der er
früher einmal war, Oppositionsführer
werden müssen.

Jetzt ist er ein Machtinhaber, im Aus-
land beliebt, in der eigenen Partei nur
noch als Zerstörer tätig. Für die deut-
sche Presse trägt er Jeans und Pullover,
das Ausland verwöhnt er mit Cerruti.
Dem bodenständigen Kanzler Schrö-
der hat er seine Intellektualität voraus,
sie mindert aber seine Glaubwürdig-
keit. Was die Grünen bisher zusam-
mengehalten hat, war ein verschwom-
mener Pazifismus, die Millennium-
Versöhnungssehnsucht.

Klar ist, die Grünen suchen ihr Pro-
fil durch eine angestrengte Atomkraft-
Gegnerschaft zu schärfen, und Schrö-
der kann es sich nicht mehr leisten,
ihnen nur einen halben Schritt entge-
genzukommen. Als SPD-Vorsitzender
wirkt er nur noch makaber.

Die Kohl nachgefolgte Bundesregie-
rung ist weder rot noch grün, sondern
ein Konglomerat aus kaum noch un-
terscheidbaren Absichten. Jeder Minis-
ter predigt seine eigene Richtlinie, die
in den mittleren Rängen sofort ver-
tauscht und verkungelt wird.

Wie Schröder diesem Dilemma ent-
rinnen kann, mit Türkenfreund Fischer
und dem Waffenlieferanten Scharping
im Boot, weiß niemand.

Eines können demokratische Regie-
rungen nicht, sie können die Höhe ih-
res Wahlsieges nicht künstlich verklei-
nern. Das Konzept hieß diesmal Schrö-
der, der damit rechnete, in einer Großen
Koalition mit der CDU/CSU als eine
Art Präsident tätig zu werden. Wer
Koch und wer Kellner ist, wäre nicht zu
unterscheiden gewesen.

König Kohl schmunzelt und raucht
sein Pfeifchen.
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beim SPIEGEL-Gespräch*: „Erst das Land, dann di

Gesprächspartner Wolfgang Schäuble (CDU), Gregor Gysi (PDS)*: „Nur Illusionen“ 
Deutschland ist es von existenzieller Be-
deutung, sich damit zu befassen. Aber es
geschieht nicht.
SPIEGEL: Was schlagen Sie vor?
Biedenkopf: Es ist zu früh für Rezepte.Aber
klar ist, dass wir beispielsweise einen 
Wettbewerb um die jungen Leute bekom-
men werden. In einem freizügigen Europa
wird der Nachwuchs künftig dorthin 
gehen, wo die besten Universitäten, die
beste Ausbildung angeboten werden. Ich
kann doch keinen zwingen, in Sachsen 
zu bleiben.
SPIEGEL: Wie bereiten Sie sich auf diesen
Wettbewerb vor?
Biedenkopf: Wir haben keinerlei Erfahrun-
gen mit einer Jugend, die in der Minderheit
ist. In 40 Jahren machen die Menschen un-
ter 20 Jahren noch 15 Prozent der Bevöl-
kerung aus – ob von ihnen dann noch der
gewohnte Innovationsdruck
ausgeht, ist schwer zu sagen.
Deswegen wollen wir an den
sächsischen Universitäten
Aufbaustudien für 45-Jährige
anbieten, die dort Know-how
auftanken.Also: Gibt es nicht
mehr genug Junge, verjüngen
wir die Älteren.
SPIEGEL: Vor über 20 Jahren
haben Sie erstmals die steu-
erfinanzierte Grundrente vor-
geschlagen. Quält Sie Ihre
Rolle als Prophet nicht?

* Oben: mit dem Grünen Joschka Fi-
scher (r.) am Rande einer WDR-Fern-
sehdiskussion am 28. September; un-
ten: mit den Redakteuren Andreas Was-
sermann und Hajo Schumacher in der
Dresdner Staatskanzlei. Biedenkopf 
Biedenkopf: Bei diesem dicken Brett sieht
man den Bohrer immerhin schon auf der
anderen Seite durchstoßen. Neulich habe
ich Bundesarbeitsminister Walter Riester
vorgeschlagen, einfach nur die abseh-
bare Entwicklung der nächsten 30 Jahre
zu skizzieren und auf dieser Basis ein 
Konzept zu entwickeln, das Familien 
nicht diskriminiert und Altersarmut ver-
meidet.
SPIEGEL: Und da ist Riester auf die obliga-
torische Vorsorge gekommen, selbst finan-
ziert, doch steuervergünstigt.
Biedenkopf: Aber so wird die Sache immer
verworrener: Was machen Sie mit Leuten,
die schon Vermögen haben, was mit Leu-
ten, die fünf Kinder großgezogen haben –
das geht doch alles nicht. Wir müssen ein
System einführen, das über Jahrzehnte ver-
lässlich funktioniert und dem Hin und Her
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der Tagespolitik entzogen ist.
Deswegen will ich eine steuerfi-
nanzierte Bürgerrente – man
könnte es auch Grundsicherung
nennen, die an das Volkseinkom-
men gekoppelt ist und über deren
Einführung und Veränderung mit
Zweidrittelmehrheit beschlossen
werden muss. An deren Finan-
zierung wären alle beteiligt, über
die Lohn-, die Einkommensteu-
ern und indirekten Steuern,
selbständige Unternehmer ge-
nauso wie Beamte, Angestellte
und Arbeiter. Dazu wird es auch
kommen.
SPIEGEL: Wann? In zwei Legisla-
turperioden?
Biedenkopf: Zu spät. Dann wird
passieren, was Riester selbst sagt:
Die Wirklichkeit zerfrisst das Sys-
tem, es werden teure Ad-hoc-
Entscheidungen gefällt, und die
sprengen die Solidarität. Hätten
wir 1985 begonnen, wären wir
über das Gröbste weg.
SPIEGEL: Wird Ihr Rat von Schrö-
der eher angefragt als von Hel-
mut Kohl?

Biedenkopf: Wenn ich wirklich um Rat ge-
fragt werde, ist das kein Gegenstand der öf-
fentlichen Debatte, auch kein Gegenstand
der öffentlichen Mitteilung.
SPIEGEL: Aber das Verhältnis zu Gerhard
Schröder ist entspannter als zu Kohl?
Biedenkopf: Wie Sie wissen, waren wir acht
Jahre lang Kollegen als Ministerpräsiden-
ten. 1996 haben wir gemeinsam ein Pa-
pier zur Flexibilisierung auf dem Arbeits-
markt verfasst. Solche Gemeinsamkeiten
vergisst man nicht. Das hindert mich aber
überhaupt nicht daran, inhaltliche Ent-
scheidungen scharf zu kritisieren oder
gutzuheißen – je nachdem, wie das im 
Interesse Sachsens und nach meinen ei-
genen Vorstellungen von der Zukunft
Deutschlands geboten ist. Ich kann es gar
nicht oft genug betonen: Erst das Land,
dann die Partei.

SPIEGEL: Das lassen Sie Ihre
Parteifreunde bei der Dis-
kussion um das Abstim-
mungsverhalten im Bundes-
rat zu Sparpaket und Ren-
tenreform gerade wieder
spüren. Sprengt der Querden-
ker Biedenkopf die Unions-
reihen?
Biedenkopf: Ich bin seit mehr
als 30 Jahren in der CDU. Ich
habe keinen Nachholbedarf in
Sachen Parteiloyalität. Nur
wenn Loyalität von mir gefor-
dert wird in einer Sache, die
ich nach reiflicher Überlegung
für falsch halte, werde ich das
nicht machen.
SPIEGEL: Sie stimmen dem
Sparpaket zu?e Partei“
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Deutschland
Biedenkopf: Dem Anliegen durchaus, aber
dem Paket nicht in allen Teilen. Es gibt
noch eine Menge Fragen, über die wir im
Vermittlungsausschuss noch reden müssen,
bevor wir über Zustimmung und Ableh-
nung entscheiden können.
SPIEGEL: Sehen Sie das Bündnis für Arbeit
als Ort, von dem aus die großen Reformen
angeschoben werden?
Biedenkopf: Wenn es ein wirkliches Bünd-
nis für Arbeit wäre, wie es das in Holland
und Dänemark gegeben hat, sicher. Aber
„In Wirklichkeit bietet 
die PDS den alten Handel an: 

Sicherheit gegen Freiheit“

„Wenn es eine Partei der 
Beliebigkeit gibt, 

dann ist es die heutige FDP“
wir haben kein Bündnis für Arbeit. Wenn
es ein Bündnis wäre, würden die Partner
sich nicht in regelmäßigen Abständen ge-
genseitig androhen, dass sie aussteigen,
wenn sie nicht ihren Willen bekommen.
Ein „Fingerhakeln für Arbeit“ kann man
das höchstens nennen, und die Vorstellung
Beteiligter, dass dort Gesetze beschlossen
würden, ist schlicht verfassungswidrig.
SPIEGEL: Wird der Druck von links, der
durch die Erfolge der PDS entstanden ist,
der rot-grünen Regierung Beine machen?
Biedenkopf: Ich glaube nicht, dass die PDS-
Wähler in ihrer Mehrheit der Partei zu-
trauen, sie könne Zukunftsprobleme be-
wältigen. In Wirklichkeit bietet die PDS
den alten Handel an: Sicherheit gegen Frei-
heit.
SPIEGEL: Das scheint bei immer mehr Ost-
deutschen anzukommen. Ein Fünftel bis
ein Viertel gaben der PDS bei den Land-
tagswahlen ihre Stimme. War es ein Trug-
schluss zu denken, die PDS sei ein vor-
übergehendes Phänomen?
Biedenkopf: Sicher, wir müssen heute er-
kennen, dass die PDS ein fester Bestand-
teil des ostdeutschen Parteiengefüges ist.
Eine Gefahr für die demokratische Ent-
wicklung in den neuen Ländern kann ich
darin allerdings nicht sehen. Die PDS wird
in freien und geheimen Wahlen gewählt,
das ist Ausdruck eines demokratischen
Prozesses. Dass Menschen PDS wählen,
ist ihr gutes Recht. Und wir sollten nicht
vergessen: Wäre Deutschland nicht geteilt
worden, hätten wir wahrscheinlich wie in
Frankreich und Italien seit Jahrzehnten
eine kommunistische Partei in den Parla-
menten. Eine Ächtung der PDS ist poli-
tisch nicht zielführend, wir müssen uns
mit ihren Inhalten auseinander setzen.
Genau das machen wir in Sachsen schon
seit Jahren.
SPIEGEL: Die SPD will die PDS über Re-
gierungsbeteiligungen entzaubern.
Biedenkopf: Die PDS ist nicht koalitions-
fähig. Entzaubern lässt sich die Partei auch
in der inhaltlichen Auseinandersetzung. Ich
will Ihnen ein Beispiel nennen: Der PDS-
Vorsitzende Lothar Bisky ist gefragt wor-
den, wie er sich denn die Finanzierung all
34
dessen vorstelle, was die PDS den Leuten
verspricht. Darauf hat er die Antwort ver-
weigert und so ungefähr gesagt, er dächte
nicht daran, sich auf so eine Debatte ein-
zulassen. Das muss man den PDS-Wählern
klarmachen: Die Partei vermittelt nur Illu-
sionen und hat keine Konzepte.
SPIEGEL: Wann könnte die PDS eine nor-
male Partei sein, die koalitionsfähig ist?
Biedenkopf: Wenn es überhaupt dazu
kommt, wird es lange dauern, und die PDS
wird sich tiefgreifend ändern müssen, qua-
si sozialdemokratisieren.Während meiner
politischen Laufbahn werde ich das wohl
nicht mehr erleben.
SPIEGEL: Wird es dann auch noch die klei-
nen Parteien FDP und Grüne geben?
Biedenkopf: Die FDP ist zu einer Partei der
Public Relations geworden. Das hat keinen
Bestand. Dass sie im Osten nicht gewählt
wird, liegt daran, dass sie nichts beitragen
kann. Welcher wirklichen Probleme
bemächtigt sich diese Partei denn auch,
außer der Frage, wie sie sich besser profi-
lieren kann? Wenn es eine Partei der Be-
liebigkeit gibt, dann ist es die heutige FDP.
Und Generalsekretär Guido Westerwelle
ist ein hervorragender Repräsentant dieser
neuen Richtung.
SPIEGEL: Des Nichts?
Biedenkopf: Na ja, PR ist ja auch etwas.
Aber wenn es noch eines Beweises be-
durft hätte, wie die traditionsreiche und
historisch verdienstvolle Partei auf den
Hund gekommen ist, dann hat ihn Wolf-
gang Joop geliefert.
SPIEGEL: Indem sich der Modeschöpfer der
FDP als Kandidat andiente?
Biedenkopf: Genau, und dass die Liberalen
darüber ernsthaft nachdachten. Das ist die
Wirklichkeit der heutigen FDP, einfach be-
langlos.
SPIEGEL: Und die Grünen?
Biedenkopf: Das ist kein Vergleich zur FDP.
Die Ernsthaftigkeit der Mitglieder ist viel
größer. Auch die Bindung zur Partei.
SPIEGEL: Also ein möglicher Koalitions-
partner für die CDU?
Biedenkopf: Das muss man in jedem Ein-
zelfall genau betrachten. Ein Problem der
Grünen ist, dass sie eine hochgradig indi-
vidualisierte Mitgliederschaft haben, die in
jedem Problem ein Grundsatzproblem
sieht, also große Schwierigkeiten hat, die
grundsätzlichen Fragen von den politischen
Tagesfragen zu unterscheiden. In Koalitio-
nen aber braucht man Verlässlichkeit. Wie
das mit einer Partei möglich sein soll, die
sich darüber streitet, ob sie einen oder zwei
Vorsitzende haben will, das vermag ich
momentan nicht zu beurteilen.
SPIEGEL: Herr Ministerpräsident, wir dan-
ken Ihnen für dieses Gespräch.
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